Wien, Donnerstag den 24. Auguſt 1871. 


IV. Jahrgung. Nr. 34. 


Oeſterreichiſche 


Zeitſchriſt a Verwaltung. 


Herausgeber und verantwortlicher Redacteur: Dr. jur. & phil. Carl Jaeger. 


Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: Comptoir der k. Wiener Zeitung (Grünangergaſſe Nr. 1). 
Commiſſionsverlag für den Buchhandel: Moritz Perleß in Wien, Stadt, Spiegelgaſſe Nr. 17. 
(Pränumerationen ſind an die Admeniſtration zu richten). 


Pränumeratlonspreis: För Wien mit Zusendung in das Hans und für die öſterr. Kronländer ſommt Poſtzuſendung jührlch 4 fl, hakbiöhrig 2 fl. 
vlertelſährig 1 fl. Für das Ausland jährlich 8 Thaler. 


Inferate werden bifigft Gerede, — Meelomnationen, wenn umnerliegelt, finb portofrei. 


Inhalt. 


lleber das Recht der Gemeinbeusrfteher zu Hausburchſuchungen, 
bel Forſifreveln. Bon Or. Anton Hoflach er, k. k. Bezirtaßanptuann 
zu dandeck in Tirol, 

Mitlheilungen and der Praxle: 

Dad einmal verllehene Ghrenkürgerreht einer Gemeinde kann nicht wieder durch 
Gemeindebeſchluß entzogen werben, 

If die Neweinfürhenug der Verpachtung ber Fleſſchausſchrotlung für ein Geneinte: 
gebiet ungufäilig? 

Schadenerſaßanſpeüche aus Hrchfichen Bauführungen gebörei auf den Rechtsweg 

Bel Forderungen, vidfichtfich welcher bie Unterwerfung unler die Srecntlon ber poll. 
tüicien Behörden ausdrünlich vereinbart worden ift, kann dach bie Beitreibung 
der Verzugszinsen in abminiftrativem Weze nicht in Anſpruch genommen 
werden. 

Noliz, 

Verordnungen 

Perſonalſen. 

Erledigungen 


eber das Recht der Gemeindevorſteher zu Haus- 
durchſuchungen bei Forſtfreveln. 


Von Or, Anton Hoflacher, k. k. Bezirkähauptmann zu Landeck in Tirol. 


Von der Gemeindevorſtehung zu H. war an die zuſtändige 
politiſche Beztrkobehörde die Anzeige eingelangt, daß in den dortigen 
Waldungen zur Nachtszelt Holz geſchlagen werde, worunter ſich auch 
ſchoͤne Banſtämme befänden. Man wiſſe bereits, hieß es in der An⸗ 
zeige weiter, in welchen Hauſern diefes Holz aufbewahrt, nach und 
uach beimlich aufgehackt und verbrannt werde. Leider ſei der Wald⸗ 
aufſeher und die Gemeindevorſtehung nach dem Geſetze nicht befugt, 
ohne Bewilhtgung Hausdurchſuchungen vorzunehmen, was für die 
Waldungen großen Nachtheil bringe. Deßhalb erfuche die Gemeinde⸗ 
vorſtehung um Ermächtigung zur Vornahme von Hausunterſuchungen 
in jenen Fallen, wo gegründeter Verdacht von Verwahrung gefrepelten 
Holzes vorliege. Dies wäre um jo mehr ubthig, als faſt fortwährend 
in dieſem oder jenem Walde zur Nachtszeit Forſterceſſe verübt werden 
und die Lente, tft einmal der Stamm im Haufe, nichts mehr zu 
fürchten haben. 

So die Anzeige. 

Da nun nach dem Geſetze vom 27. October 1862 zum Schuße 
des Hausrechtes (R. G. Bl. Nr. 88) § 1 eine Haus durchſuchung in 
der Regel nur kraft eines richterlichen Befehlez unternommen werden 
darf, nach § 2 eine Ausnahme für die Gemeindevorſteher nur ber 
Gefahr am Berzuge zum Zwecke ber 1 e 
zuläſſtg if, und nach § 3 Hausſuchungen zur polizeilichen Aufficht 
nur in den durch das Geſetz normirten Fällen ſtaftftuden könnelr, 
fand ſich die politiſche Bezrrksbehörde veranlaßt, die Sache zur höhern 
Entſcheidung zu bringen. 


Ale Gtgebniß derſelben iſt unterm 13. Juli 1870, 3. 9071 
an den Beztrköhauptmann folgender Erſaß des Statthalters herab⸗ 
elangt: 

y ar Erledigung des Berichtes vom 3. Februar l. J., 3. 650 
theile ich Ihnen zur eigenen Wiſſenſchaft und Parnachachtung 
in vorlommenden Füllen Folgendes mit: Ueber meine diesbezüg⸗ 
liche Anfrage hat das Miniſterium des Innern im Einvernehmen 
mit dem k. k. Ackerbau⸗Mintſterium erklärt, daß nach § 4 des 
Geſetzes vom 27. October 1862, R. G. Bl. Nr. 88 die Unter⸗ 
ſuchung und Beſtrafung der Verletzungen des Gefepes zum 
Schutze des Hausrechtes, daher auch die Beurtheilung der Frage, ob 
eine Hausdurchſuchung in Gemäßheit der, oder gegen die Beſtim⸗ 
mungen des bezeichneten Gele vorgenommen worden ſei, dem 
Strafrichter zuſteht. Unter dieſen Umſtänden kann es nicht Sache 
der politiſchen Behörde, weld' immer Inſtanz ſein, im Voraus zu 
erklären, ob und unter welchen Vorausſetzungen der Gemeinbenor- 
ſteher berechtiget jet, Hausdurchſuchungen vorzunehmen. Hiedurch 
würde ſich nur die Gefahr ergeben, daß möglicher Weiſe der Straf⸗ 
richter einen Gemeindevorſteher einer Verleßung des Gefetzes vom 
27. October 1862 ſchuldig finden würde in Folge einer Hausdurch⸗ 
ſuchung, welche von dem Beruztpeitten im Sinne einer von der polt- 
tiſchen Behörde ausgegangenen Interpretation vorgenommen würde. 
Es muß daher dem in den Fall kommenden Gemeindevorſteher 
überlaffen bleiben, die Frage zu entſcheiden, ob die Bedingungen 
vorhanden find, unter welchen nach dem Geſetze eine Hausdurch⸗ 
ſuchung vorgenommen werden darf. Ich bin daher nicht in der 
Lage, mich in eine Beantwortung der allgemeinen Frage einzulaſſen, 
ob bei Verdacht von Holzdiebſtählen aus Gemeindewaldungen der 
Gemeindevorſteber berechtigel fei, ohne Verletzung des Geſetzes vom 
27. October 1862, R. G. Bl. Nr. 88 eine Hausbdurchſuchung vor⸗ 
zunehmen“. 

Wenn nun auch die prinoſpielle Richtigkett dieſer Entſcheidung 
nicht in Abrede geſtellt werden Zamır, jo iſt fie doch für die Gemeinde 
vorſteher zu reſetvirt und könnte ſich mancher, aus Furcht gegen das 
Geſetz zu handeln, von nothwendigen Hausdurchſuchungen zurückhalten 
laſſen, was offenbar der Forſtwirthſchaft ſehr abträglich wäre. Es iſt 
daher von Intereſſe, nach den Auhaltspunkten zu forſchen, welche in 
dieſer Richtung maßgebend ſein können. 

Zuvorderſt ift es klar, daß dann, wenn der unrechtmäßige Holz⸗ 
bezug aus Waldungen ſtattfand, in welchen dem Frevler Einforftungd- 
rechte nicht zustehen, nach § 2 des oberwähnten Geſetzes bei Gefahr 
am Verzuge die Hausdurchſuchungen anſtandlos vorgenommen werben 
können, weil es ſich in ſolchen Fällen nicht um einen einfachen Forſt⸗ 
exceß, ſondern um einen Diebſtahl handelt, daher die Durchſuchung 
zum Zwecke der Strafrechtspflege geſchieht. 

Wurde jedoch der unrechtmäßige Holzbezug von Eingeforſteten 
verübt, und handelt es ſich olſo um einen einfachen Forſtftebel, fo iſt 
die Sache freilich anders, jedoch nach meiner Anſchauung etwa nicht 
ja geſtaltet, daß ein Einſchreiten nicht platzgreifen ſollte. 

Der $ 3 dei bezogenen Geſetzes vom 27. October 1862 läßt 
ja, wie bereits erwähnt. Hausdurchfuchungen zum Zwecke der polfzei⸗ 


lichen Aufſicht in den durch das Gefep beſtimmten Fällen zu. Wir 
muffen uns daher nach diefen Fällen umſehen, um eine Richtſchnur 
für die Praxis zu bekommen. 

Mir ſind diesfalls zwar keine anderen bekannt als jene, welche 
ſich aus den S$ 57 und 58 des Forſtgeſees vom Jahre 1852 fol⸗ 
gern laſſen, fe dürften jedoch in Verbindung mit dem, was ich ber 
reits angegeben, für die entſcheidenderen Fälle genügen und etwas, 
glaube ich, verfällt in dieſer Richtung wohl unter allen Verhältniſſen 
dem Dunkel der Verjährung. 

Der § 57 zählt nämlich die Fälle auf, in denen der Forſt⸗ 
frevler ſeſtzunehmen iſt. Hiebei muß conſequenterweiſe auch das corpus 
delicti aufgegriffen werden, zu welchem Zwecke eine Hausdurchſuchung 
denn doch gerechtfertiget erſcheint. 

Der weitere § 58 beſpricht die Nachtheile beim Betreten auf 
friſcher That, und geſtattet hiebei die Beſchlagnahme des entwendeten 
Forſtproducteh. Wird nun das Betreten auf friſcher That uicht gar jo 
ſtricte genommen, fo dürfte damals, wenn die friſch verübte That erforſcht 
und die zweifelloſen Spuren der eiligen Flucht bis in ein Haus ver⸗ 
folgt werden, auch die Auffuchung des gefrevelten Forſtproductes in 
dem Hauſe ſelbſt geſetzlich begründet fein. 

Ueberhaupt wird meiſtens der Erfolg den Ausſchlag geben, denn. 
welcher Richter würde einen Gemeindevorſteher wegen Verletzung des 
Hausrechtes ſtrafen wollen, wenn derſelbe in Ausübung des Dienſtetz 
und bei Verfolgung einer friſch begangenen That das corpus delicti 
mittelft einer Hausducchſuchnng zu Stande bringt? Und ſo glaube 
ich läßt ſich bei einigem tactvollen Vorgehen im Sinne des Geſetzes 
der Forſtfrevel entſprechend zur Sühne bringen, ohne das freiheit⸗ 
liche Palladium des Hausrechtes zu verletzen“). 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Das einmal verliehene e re einer Gemeinde kann nicht 
wieder durch Gemeindebeſchluß entzogen werden. 


Die Gemeindevertreter von S. faßten in einer Augſchußfitzung 
den Beſchluß: „es et der ſeinerzeit zum Ehrenbürger der Stadt S. 
ernannte Dr. B. nicht mehr als ſolcher anzufehen, weil er gegen bie 
Gemeinde S. beleidigend geſprochen habe“, Gegen diefen Gemein de⸗ 
beſchluß brachten zwei Ausſchußmitglieder, C. und D. eine Beſchwerde 
beim Bezirksausſchuſſe in J. ein, mit welcher fie begehrten, der Be⸗ 
zirksausſchuß möge deu angefochtenen Gemeindebeſchluß wegen Ge⸗ 
jebeöverlepung alt ungiltig erklären. Der Bezirksausſchuß trat den 
ganzen Act der Bezirkshauptmamuſchaft K. zur competenten Entſcheidung 
im Grunde bed § 102 Gemeindeordnung ab, weil der Gemeinde⸗ 
ausſchuß durch fraglichen Beſchluß das Geſeß verletzt habe. 

Der Bezirkshauptmann entſchied, daß er keinen Grund habe, 
gegen den Gemeindebeſchluß gemäß § 103 Gemeindeordnung **) ein: 
zuſchreiten. 

Gegen dieſe Entſchetdung brachten die Ausſchußmitglieber C. 
und D. den Statthalterei⸗ Reeurt ein, worin fie geltend machten, 
daß die gegenwärtige Gemeindevertretung nicht berechtigt ſei, das 
dem Dr. B. im Jahre 1861 von der früheren Vertretung ver⸗ 
liehene Ehrenbürgerrecht zu annulltren; der Verluſt des Ehrenbürger⸗ 
rechtes könne nur dann eintreten, wenn Jemand fich einer Handlung 
ſchuldig mache, mit welcher der Verluſt des Wahlrechtes verbunden 
ſei, worüber aber die zuſtändigen Gerichte, nicht aber die Gemeinden 
zu entſcheiden haben. Es ſei demnach die Gemeindevertretung S. gegen 
die bestehenden Gefeße vorgegangen und habe ihren Wirkungskreis 
überſchritien 


) Wit fiinmen den Auseinauderſehungen des Herrn Verfaſſerg vollkommen 
bei. Man vergl, übrigens andy bie Red. Bem. in Nr. 19, S. 60 des Johrgongs 1870 
ber „öfterr. Setifehrift für Nermatung“, mofelhft die Renoclton diefer Zeitfchrift bre 
Anſicht über das Verhältulf der Mbminiftratinbehörden zu dem Geſehe vom 
27. October 1862, R. G. Bl. Nr. 88, zum Schutze des Hausrechtes, in Allgemeinen 
ausſpricht. Bein. b. Ned. 

) Die $$ 102 und 104 der Köhr. Gemelndeorbnung entſprechen der Be. 
ſimmung bed Art. XVI des Gef. v. 8 März 1862, betreffend das Anſſichte. und 
Siſtirungs recht der Staaldverwaltung gegenüber dem Gemeinde⸗Ausſchuſſe und dem 
Gemeinde⸗Borſtaude. 
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Die Stakthalterei hat dieſem Reeurſe Folge gegeben und 
den Vollzug des Gemeindebeſchluſſes unterſagt, weil er eine Ueber. 
ſchreitung des Wirkungskreiſes und eine Verletzung beſtehender Ge⸗ 
ſetze involvire: „denn der Gemeindepertretung ſei die Befugniß zum 
Widerrufe der nach den $$ 9 und 34 verliehenen Berechtigung weder 
ausdrücklich eingeräumt worden, noch könne diefe Befugniß auch ftill⸗ 
ſchweigend aus dem Geiſte und Sinne der Gemeindeordnung für 
Böhmen gefolgert werden. Mit der Verleihung des Ehreubürgerrechtes 
nämlich hätten die biedurch Ausgezeichneten nach der ursprünglichen 
Texttrung dez $ 10 Gemeindeordnung, dann der $$ 1 und 15 Ge: 
meindewahlordnung die in dieſen Geſegzesſtellen nornitten politischen 
Berechtigungen erlangt und ſei auch dermalen, nachdem die 88 10 
Gemeindeordnung und 15 Gemeindewahlordnung durch die Geſetze 
vom 18. April 1869, Nr. 44 und 45 L. G. Bl. abgeändert worden 
find, mit dem Rechte der Ehrenbürger⸗ oder Ehrennitgliedſchaft 
einer Stadt⸗ oder Landgemeinde nach dem durch das Geſetz vom 18. 
April 1869, Nr. 45 abgeänderten § 17 der L. W. O. das Recht 
der Wählbarkelt in den Landtag verbunden, deſſen Verluſt infoferne 
von dem Willen und Beſchluſſe einer Gemeinde ganz unabhangig 
ſei, als derſelbe nach er durch das Geſetz vont 17. Janner 1870, 
Nr. 8 L. G. Bl. modifteirten Faſfung des $ 3 L. W. O nur als 
eiue Folge ſtrafgerichtlicher Urtheile plaßzugreifen hat.“ 

Im Mitiſterialrecurſe machte der Bürgermeiſter von S. geltend, 
daß wenn der Gemeinde das Recht zuftehe, Jemanden augzuzeichuen, 
fie auch berechtigt ſei, Jemanden wicht auszuzeichnen, bezlehungsweife 
die ertheilte Auszeichnung zu entziehen. Das Wahlrecht habe mit dem 
Bürgerrechte und der Gemeindeangehörigkeit, ſowie mit dem Ehren⸗ 
bürgerrechte nichts gemein; dasſelbe werde zwar auf Grund des Ders 
hältniſſez zur Gemeinde beurtheilt, köme aber memals auf das Ver⸗ 
hältniß zur Gemeinde rückwirken und ſelbes alteriren. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 2. Sul 1871, 8. 8090 
dieſem Recurſe des Bürgermeiſters von S. in Hinblick auf die Motive ber 
angefochtenen Statthalfereienkſcheidung keine Folge gegeben. Km. 


Iſt die Neueinführung der Verpachtung der Fleiſchausſchrottung 
für ein Gemeindegebiet unzuläſſig? 


Die Gemeinde C. auf der Inſel L. in Dalmatlen erſuchte um 
die Ermächtigung, die Ausſchrottung ded Rind⸗ und Schöpſenfleiſches 
im Wege eines ausſchließlichen Lieſerungscontractes, weſcher mit einem 
Beſtbietenden abzuschließen wäre, ficherſtellen zu dürfen, während die 
Ausſchrottung des Fleiſches von Schweinen, Lämmeru, Ziegen und 
Kälbern wie bisher frei zu bleiben hatte. Das Anſuchen wurde in 
folgender Weiſe motipfrt: Auf der Inſel L. werde die Viehzucht in 
einem ſehr geringen Maßſtabe betrieben; das Schlachtvieh werde faſt 
auschließlich dahin importirt. Der Verkauf, namentlich des Rind⸗ 
fleifches, hänge von Eventualitäten und von der freien Selbſtbeſtim⸗ 
mung der dortigen Megger ab, die je nach dem eigenen Vortheile 
die Ausſchrottung bald bewerkſtelligten, Pald aber willkürlich einſtellten. 
Dieſer Uebelſtand für die dortige Bevölkerung beſtände ſchou ſeit jeher 
und war die Gemeinde beſtrebt, demfelben dadurch zu ſteuern, daß 
fie von Zeit zu Zeit Lieferungscontracte bald mit dieſem, bald mit 
jenem Gewerbetreibenden abſchloß. Dieſe Maßnahme ſet jedoch ſeit 
einigen Jahren unterblieben und deßhalb ſei die dortige Bevölkerung 
wiederholt dem Mangel bei zur Nahrung erforderlichen Fleiſchquan⸗ 
tums ausgeſetzt. Die Beſſimmungen, welche das Gewerbegeſetz vom 
20. December 1859 zum Schutze des Publicums gegenüber den Ge⸗ 
wer betreibenden in der Richtung auſſtellt, daß die Gewerbetreibenden 
die nöthige Quantität von Conſumogegenſtäuden vorräthig halten oder 
von ihrem Gewerbe 10 zur Unzeit zurücktreten, könnten in C. keine 
wirkſame Anwendung finden, da das Meßgerhandwerk nur nebenbei 
mit anderen Beſchäftigungen und nicht als jelbftftändiges Gewerbe 
ausgeübt werde. 

Daß Mintfterium des Innern hat mit Erlaß von 28. März 1871, 
3.3274 die Einführung des Fleiſchappaltos verweigert aus folgenden 
Gründen: „Da ſich die im letzten Ablage des § 55 der Gewerbeord⸗ 
nung dem Miniſterium des Junern eingeräumte Befugniß nur auf beſte⸗ 
hende Einrichtungen der Verpachtung bezieht das Miniſterium aber 
durch dieſe Geſetzeßbeſtimmung keineswegs ermächtigt iſt, die Eine 
führung des Verpachtungsſuſtemes dort wo es nicht mehr beſteht 
zu bewilligen, und da in C. ſchon vor dem Jahre 1859 die Ver 


pachtung der Fleiſchausſchrottung aufgelaffen worden war, fo kann 
dem Geſuche der Gemeinde um die Bewinngung zur Berpachtung 
der Fleiſchausſchrottung nicht willfahrt werden, und muß es dem 
Statthalter überlaſſen bleiben, durch ernſtliche Anwendung der Maß⸗ 
regeln der $$ 56, 57 und 133 lit. b. der Gewerbeordnung für die 
Beſeitigung der in C. diesfalls beſtehenden Mißſtände möglichſte Vor⸗ 
forge zu treffen“ “). L. 


Schadenerſatzanſprüche aus kirchlichen Banführungen gehören auf 
den Rechtsweg. 


Mit Erlaß der Kreisbehörbe S. (Galizien) vom 23. Februar 
1858 wurde dem Pfarradminiſtrator S. in D. die „Bau- und Rech⸗ 
nungsführuug” für die genehmigte Reconſteuction des Deſchen Pfarr⸗ 
hofes übertragen. Schon bei der im Jahre 1861 vorgenommenen Col⸗ 
laubitungäverbandkung erhob die Pfarreoneurrenz folche Etuwendungen 
gegen die Art der Bauführung, daß die enbgiliige Collaudirung des 
Baues, ſowie die Priifung der Baurechnung nicht erfolgen konnte. 
Nichtedeſtoweniger wurde bis zum Jahre 1868 kein weiterer Anſpruch 
gegen den S. erhobeu, erſt anläßlich einer in dieſem Jahre im Pfarr⸗ 
bofe zu D. vorgenommenen Amtshandlung beſchwerte ſich die Con⸗ 
kurrenz neuerdings: daß das von S. aufgeführte Gebäude „gegen 
den techniſchen Plan, das Vorausmaß, den Koſtenüberſchlag und 
gegen alle Regeln der Baukunſt hergeſtellt worden ſei“, wodurch die 
Conenrrenz einen bedeutenden Schaden erlitten habe. 

Auf Grund der hierüber eingelefteten adminiſtrativen Verhaud⸗ 
lung, in deren Verlaufe der durch die mangelhafte Bauführung ent⸗ 
ſlandene Schaden auf 207 fl. 32 kr. berechnet worden war, erkannte 
der Bezirkshauptmann in S.! „Pfarradminiſtrator S. ſei ſchuldig, 
der gr. k. Pfarreoncurtenz in P. den durch dieſelbe im ordentlichen 
Nechtämege zu liguſdirenden Schadenerfatz zu leiſten und habe weiters 
alg an der feilher abgeführten abminiſtrativen Verhandlung ſchuldtra⸗ 
gend, die in letzterer aufgelaufenen Commifſionskoſten pr. 41 fl. 77 kr. 
zu vergüten. In den Gründen wurde bemerkt, daß die mangelhafte 
Banführung vollkommen dargethan worden ſei und daß durch dieſe 
Bauführung, ſowie durch verſchiedene von S. geſälſchte Allegate der 
Baurechnung die Concurxeuz um eine bedentende Summe bebortheilt 
worden ſei. 

Ueber den hiegegen von S. ergriffenen Recurs beftätigte die 
Statthakterei das erſte Erkenntniß mit der Mobtficanon, daß fie den 
Schadenerſaß ſofort auf 207 fl. 32 kr. feſtſtellte und ſomit die dies⸗ 
jalla von dem erſten Richter aufgetragene Liquidation der Erſaßziffer 
vor den Gerichten beſeitigte. Nur mit den den Betrag pr. 207 fl. 
39 kr. überfteigenden Erſatzanſprüchen wurde die Concurrenz auf den 
Rechtsweg verwieſen. 

In dem hiegegen von S. ergriffenen Miniſterialrecurſe wurde 
insbeſondere bemerkt, daß die von der Statthalterei in Anſpruch ge⸗ 
nommene Gerichtsbarkekt ihr und überhaupt den Adminiſtratlubehörden 
nach den Staatsgrundgeſetzen nicht zukomme. In der t gab det 
Miniſter für Cultus und Unterricht mit Erlaß vom 20. December 
1869, 8. 10,552 dent Recurſe des S. Folge und dies — fo heißt 


*) 88 der Gewerbeordnung lanlet: 

Preisfapungen Können nur belm Kleinverkauſe von Artikeln, die zu ben 
nothwendigften Bedürfnlſſen des käglichen Unlerhalten gehören, dann bei dem Rouch. 
fangfehcergewerbe und bei Transport“ und Plagpienſtgewerben stattfinden. 

Das Mimſterium des Innern iſt ermächtigel, für die genanuten Artifel 
und Gewerbe je nach ben brtlſchen Vexrbäftniffen die Einführung 
ober Aufhebung folder Preſsſaßungen auszuſprechen. 

Das Gleſche gift von den in einzelnen Gemeinden füc die Fleiſchaug⸗ 
ſchrottung, die Brothäderel, die Schornſtelnfegnng wid die Abdeckereſen beſtehenden 
Einrichtungen der Verpachtung“. 

Hält man die Beſtimmiungen des 2. und 3. Minen dieſes Paragraphes 
Anfammen, jo wird fast auf den erfien Blick, ohne legend gefitnfteile Geſezaus. 
legung, Jedermann klar, daß das Gleiche, nämlich Einführung ober Auf. 
% ( 
zugrelfen Bot, von welchen Aline 3 bed $ 55 ſpricht, und daß unter dem Ach. 
drücke „peſtehende Einrichtungen“ bel natürlicher“ Auslegung nichts anderes 
verſtanden werden kaun, ald die Einrichtungen, wie fie eben beſlehen, wie fie ger 
wohnlich vorkommen, wie fte Ablich find, daß alſo beſagter Ausdruck nichla anderes 
als die Art ſolcher Einrichtungen bezeichnek. Wir wollten dag gegenüber den 
Motiven obiger Eniſcheidung und Behufs weiterer Anregung uur hervorheben. 

Bem d. Red. 


es in dem Erlaſſe — „in der Erwägung, daß die administrativen 
Behörden zu einem definitiven Gefenntnifle über den Schadenerſaßz, 
welchen die Concurrenz von dem Bauführer anzuſprechen hat, auch 
dann nicht berufen find, wenn die Bauführung dem betheiligten geiſt⸗ 
lichen Functionär ſelbſt überlaffen wurde, und daß diefe administrative 
Competenz am allerwenigſten darin begründet iſt. wenn, wie im vor⸗ 
liegenden Falle, ſchon die Länge der ſeit der Bauführung verſtrichenen 
Zeſt eine evidente Sicherheit über Beſtand und Höhe des Erſatzan⸗ 
ſpruches ausſchließt. Selbſtverſtändlich bleibt es der betheiligien Kir⸗ 
chenconcurrenz unbenommen, den von ihr in Anſpruch genommenen 
Erſatz im giechtswege eventuell auch im Strafrechtswege zu ermeifen; 
es hat lediglich die adminiftrative Ingerenz zur Feſtſtellung und Ein⸗ 
bringung jenes Erſagzes zu entfallen.“ Ger.⸗Ztg. 


Bei Forderungen, rückſichtlich welcher die Unterwerfung unter die 

Epecution der politiſchen Behörden ausdrücklich vereinbart worden 

iſt, kann doch die Beitreibung der Verzugsziuſen in adminfſtra⸗ 
tivem Wege nicht in Anſpruch genommen werden. 


Jofeph S. aus L. hatte in den Jahren 1839, 1840 und 1843 
den nothbedrängten Gemeinden der ehemaligen Bezirke G. und O. 
Getreide auf Borg mittelſt mehrerer Verträge verlauft; in dleſen 
Verträgen übernahmen die beireſfenden Gemeinden die ſolidariſche 
Haftung für die richtige Einhalfung der bedungenen Zahlungsraten 
mit gleichzeitiger Unterwerfung unter die politiſche Execution. Da die 
Zahlungstermine theilweiſe nicht eingehalten wurden, wendete ſich der 
Sohn des inzwiſchen verſtorbenen Joſeph S., an die Behörden, 
und verlangte auf Grund der von ſeinem Vater mit den Ge— 
meinden obiger Bezirke abgeſchloſſenen Verträge nicht nur die 
vertragsmäßige Erecnkton hinſichtlich der rückſtändigen Zahluugsraten, 
ſondern auch bezüglich der Verzugszinſen von Seite der poli⸗ 
tiſchen Behörden. 

Das Mintfterium dez Innern, an welches dieſe Angelegenheit 
als letzte Inſtanz gelangte, hat unterm 12. Februar 1871, 3. 1297 
in Betreff der Verzugszünſen enſchieden, „daß Vincenz S, inſo⸗ 
weit nicht die bezüglichen Vertragsurkunden aus den beſaglen Fahre 
ausdrücklich das Gegentheil feſtſetzen, auf Beitreibung der Verzugs⸗ 
zinſen durch die politiſchen Behörden nicht Anſpruch machen kann. 
In dieſer Hinſicht wird auf die Beſtunmungen des Hofkammerdecretes 
vom 27. Juni 1834, 8. 24.868, und des Hofkanzleidecretes 
vom 4. December 1834, 3. 29.557 aufmerkſam gemacht, vermöge 
welcher auch für Forderungen des öffentlichen Rechtes, welche dag 
Aerar, polifiſche Fonde und Anſtalten, ſtändiſche und ſtädtiſche Caſſen 
zu ſtellen haben, Verzugszinſen wicht im adminiſtrativen Wege ein⸗ 
getrieben werden konnen.“ lat, 


Notiz. 


(Der Verluſt des In vallden-Beneflefums ift für die zur Zelt 
der Abuetheilung unter Giviigeriätöbarkert ſtehenden Ind ko. 
buen unt mit der Verurthetlung zur ſchweren Kerkerſtrafe ver- 
bunden.) Oer k. k oberſte Gerichtahof hat iu einer Straſſoche, wo die untere 
Saftang jemonden zu einer dreimonatlichen Kerkerſtrafe und in Folge deſſen zum 
Berinfte der Polental-Iuvalldengebühr verurtheilt hatte, mit Berückſichtigung der 
Beſtimmung bes Geſezes vom 15. November 1867, Nr. 131 R. G. B. § 6, 
nach welchem der nach dem Strafgeſeze vom 27. Mat 1852, ober anderen gefehlichen 
Vorſchriften mit einer Berurtbeitung zur Strafe verbundene Berluſt der Penfonen, 
Proviſtonen oder anderen Bezüge auf Berurtheſlungen wegen Verbrechen und wegen 
emigen nebertretungen eingeſchränkt wurde und da mit der Berorbiung des Fuſtiz. 
miniſteriums vom 13. November 1864, Nr. 294 R. G. B. erlitt wurde, baß 
vos Hoſdecret vom 29. Juli 1835, Nr, 68 J. G. S. in Folge deſſen der Verluſt 
bed Invaltden-Beneftelums für Die zur Zelt der Aburtheilung unler Givilgerlchte. 
barkeit ſtehenden Individuen nur mit der Veruckheilung zur schweren Kerkerſtrofe 
verbunden iſt, durch ben § 26 des Strafzeſeßes vom 27. Mai 1852 keineswegs 
anfer Wirkſamtelt geſetzt wurde, daß alſo der Verluſt des Paten kal Invalldenge 
haltes nicht unter jene Bezüge zu rechnen ift, deren Berkuſt nach dem Strofheſehe 
mit der Verurthellung zur Strofe überhaupt verbunden geweſen iſt, und die in 
$ 6 des Geſehes vom 15. November 1867 auf bie daſelbft aufgezeichneten Fälle 
eingeschränkt winde; da ferner nach der Verordnung bed Juſtizminiſterkums vom 
13 November 1854, Nr. 294, R. G. B, feſtgeſetzt worden if, daß ſelbſt in 
Fällen der Verurthellung cines Berbrecherg zur ſchweren Kerkerſtrafe der Verluſt 


des Snvatiben-Beneficnume in dem Steafuriheife nicht besonders auszuſprechen if, 
ouf Grund der allerh Entſchlſehung vom 28. ebener 1860 ben Abſoß des Ur- 
heilen des k. k. Bezirksgerichtel, womit der Vecluſt der Patentsi-Invalltengekükr 
ausg eſprochen wucde, aufzuheben befunden. 


Berordnungen. 


Erlaß des Statthalters für Steiermark vom 30. Juni 1870, Z. 6025, betteffend 
Handhabung der Lotolpaltzel, Steuerung bed Bettels, Sorgfalt bei Verabfolgung 
von Legitimatiuusbacumenten an Arbeiter und Taglähner u. |. w. 

Schon mit dem Erlaſſe des vormaligen k. k. Staatsminlſterums vom 
19. Oclober 1864, 8. 7050 St. Mü J, wurde erinnert, daß es zwar vor ber Hand 
bezüglich der Ausſteſlung der Regıthmationsfusten LA ben Beftimmungen des Paß. 
normales vom 15. Februar 1857, R. G. Bl. Nr 92, und der hiezu erfaflenen In. 
ſteuctiou zu verbleiben habe, daß ober die Verabfolgung vou derlei Karten an Taglöhner 
in jenen Fällen zu verweigern fei, wo die gegründete Vernluthung ihres Dupbrandıes zum 
Vagabundiveu vocliege; fernern daß au Perfonen, die nach der Gewerbeordnung mit 
Arbeltabüchern ober nach der Dienfibotenorbnung mit Olenſtboteubüchern verſehen 
fein muffen, Legllimatſonskaxten nicht verabfolgt werden dürfen, da dle mit den Er⸗ 
läſſen vom 14. März und 23. Mai 1860, R. G. Bl. Nr. 66 und 129 vorgeschriebene 
Vidimirung diefer Bücher die Stelle der Legitinationgurkunde für Reifen im Inlande 
zu vertreten habe. 

Auch wurde mit dem weiteren hohen Staalsminiſterial-Erlaſſe von 28. Juli. 
1866, 8. 3898 St. M. I, bemerkt, daß, wie die Erfahrung gezeigt habe, eine der 
weſenllichſten Urſachen des von allen Selten beklagten Ueberhandnehmens bei Bettler. 
und Landſtreicher unweſeng harin Liege, daß bei der Ausferligung und Berabfolgung 
ber Regitimationölarten an Arbeiter und Faglöhner von Eeite der betreffenden e, 
vörden nicht mit der erforberllchen Umſſcht vorgegangen und derlel Legktimations. 
karten auch an alle gebrechliche ober ſonft erwerbgun ferner an ſolche Individuen 
verabſelgt werben, welche wegen Bettefet und müßlgen Herunehens wiederholt abge⸗ 
ſchoben worden find, und Hei dener ein neuerlicher Mißbrauch dieſer Augweſſe zum 
Vogabundiren voraus zuſehen if, 

Um dieſen Uebelſtänden abzuhelfen, wurde in Gemäfſheit des erwähnten hohen 
Erlaſſeg vom 28. Jul 1866 mit dem hieränaklſchen Erlafſe vom 81. Zuli 1865, 
8. 13046 die Ausfolgung von Legitimatſonetarlen an berlei erwerbsunfühige und 
un verläßliche Subivibuen ſtrengſteng unterſagt und den gedachlen Behörden ins⸗ 
beſondere zur Pflicht gemacht, dafür Sorge zu tragen, daß bie Bocatpotigei im Julereſſe 
der beſißenden Laudbevölkerung, welche durch dag Vagabundenweſen zunächst beproht 
erſcheint, von Seite der Gemeinden gehörig gehandhabt werde 

Dieſer fo eben erwähnte hleräutkliche Erlaß ift ſohin in Folge den hohen Miu 
fierial-Grlaſſes vom 16. December 1867, 9. 19.828 unterm 9. Jänner 1868, 
3. 15 094 zur genaueſten Oarnachachtung In Erinnerung gebracht worden. 

Inden ich in Folge des Erloſſes des Minifters bed Innern ddt. 10. Maß l. J. 
g. 8494 dieſe Beſtimmungen in Erinnerung bringe, fordere ich zugleich auf zue 
Steuerung des Vogabnndenweſens und des Bettels auf eine ſtrenge Handhubung der 
Locolpolzel von Seite der Gememden überhaupt hinzuwirken, woßet ich namentlich 
wegen bed Bettelne anf die $$ 617 —B21 des Strafgeſehes Hinmweife 

In dieſer Beziehung mache ich ed kaher ſowohl den Behörden, als auch den 
Gemeinden zur fteengften Pflicht, dahen zu wirken und zu veranlaſfen, daß bie Zölle, 
wo ſich dad Betteln zur Uebertretung qualifichtt, sicherlich zur Kenntnit der Gerichte 
gebracht werden, kudent in der ſteten Handhabung dieſer geſehlichen Beſtimmungen in 
Verbindung mit entſprechender Einrichtung der Aewenpflege überhaupt ber winffanrlte 
Damm gegen dag Umſingrelfen den Beltelns gefunden werden kaun, 


ts T. t. Miaiſtertaus für Landes vtrtbcibigung vom 17. Mprii 1871, 

720 II, betreſſend eint Frlanttrang zum 8 75 bes Webrgeſeset in 

jean mul bie Ftaßt dee Rechtes der Berweiſung der Steunugepftichtista vet 
bie neverprurunge tommfimen. 

Es ift von einer Fandesſtelle die Frage angeregt wurden, ob Im Felle glace Im 
Grunde des $ 75 der Juſtruction zur Ausführung der Wehrgeſeße verfügten Vor- 
führung vor bie Ueberpritfungscommiffion, die Afentiruug des Betreffenden erfolgen 
könne, uenn ber Untauglichtellsbefund der Stellungscommiſilon als uugegrün det 
auerfanut wurde, od es ob die Aſſentirung des von der Ueberprüfungscommiſſiou 
dieufttauglich beſundenen Stellungspflichligen durch die Conſtatirung einer dem Nicht⸗ 
tauglichtettebefunde der Stellungscommiſſſon zu Grunde liegenden Geſezwidrigleit 
und eines dem Stellungspflichtigen oder jeinen Augehö rigen au biefer Geſetzwidrigkett 
zur Baft fallenden Verschuldens bedingt fel. 

Zur Einvernehmen mit dem k. k. Reichefriegennunserium wird der tl k 
halterei Nachſtebeudes zur küuftigen Dargachachlung brkaunt gegeben, 
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Weder bie eine noch bie andere der beiden oben erwähnten Alternativen kann 
für alle Fälle als alle hn maßgebende Eynofur dienen. 

Bor Allem kommt in fiagenden Betracht, ob derjenige, bezüglich deſſen dle 
Beſchuldigung elne geſetzwidrigen Nichttauglichkeltsbefundes erhoben wird, ſich noch 
am ftellungspflichtigen Alter befinde oder nicht. 

Zufoferne es ſich um einen Stellungepflichtigen, d. t. um ein Indtvirum 
handelt, welches das ſtellungspflichtige Atter noch nicht zurückgelegt Bat, bedarf es 
lediglich der Gonftaticung, baß der Nichttanglichkeitsbefund der Stellungseommiiflen 
eiu geſetzwid riger, d. i. ein fofcher ift, mit weſchem gar nicht vorhandene Gebrechen 
bezeugt werden oder welchem nicht eine bloße Meinungaverichiebenheit über den Grad 
eines Körpergebrechens, fonbern elne inftruetionswibrige Claſſifcation zu 
Grunde liegt, um bie nachträgliche Aſſentirung des Betreſſenden zu veranlaſſen, ohne 
baf es auf den Beweis eines ben Stellungspfllchtigen oder feinen Angehörigen zur 
Bat fallenden Verschuldens anzukommen bal, 

Sn elnem ſolchen Folle handelt er ſich lediglich um die Heranziehung eines 
durch Verschulden der Stellungseommiſſion ohne genügenden Grund zurücckgewieſenen 
Stellungspflichtigen zur nachtrogllchen Erfüllung der noch aufrecht ſtehenden 
Wehrpflicht. 

Betrlfft bagegen bie nach $ 75 der Juſtrneklon zur Ausführung der Wehrgeſehes 
zu pflegende Amkahondlung ein Iudlolduum, welches das ſtellungspflichtige Alter ber 
veita überſchritten hat und auch zur Machſtellung nicht vorgemerkt ift, fo kann ſchon 
aus Rücklicht für die Wahrung des Rechtöſchutes ſelbſt im Falle der zueſfelloſen Ge. 
ſethwidrigkeit eines erhaltenen Nichttauglichkeitabefundes eln ſolches Indivſduum nur 
donn ber nachträglichen Aſſentirung unkerzogen werden, wenn legal nachgewiesen vor. 
liegt, daß ber in Rede ſtehende gefepwibrige Befund durch miktelhazed oder umnılktel: 
baten Einwirken der Partei auf die Mitglieder der Glellungscommiffion oder durch 
eine anderweitige firafbare Handlung derſelben herbeigeführt ober veranlaſt winde, 
indem ein uur der Stellungscommiſſion oder einzelnen illgliebern berſelben zur Loft 
fallendes Verschulden der ihrer Stellungepfticht rechtzeitig nachgekommenen Partei 
Heinesiwege zum Mochthelle gerechen, fomit für biefelbe ouch nicht die Verpflichtung 
zur Stellung nach dem Außtriſte ans der g. Allersclaſſe begründen kann. 

uebelgend kann die Minıfterlat-Inftang wicht umhin, zu bemerken, daß jenen 
Umtriebeu, welche die Erwirkung geſehwipriger Untauglichkeſtobefunde zum Zwecke 
hoben, vielfach begegnel werden kaun, wenn die polltidchen Vorftände der Stellung. 
und Nachftellingscommifftonen von dem Rechte der Verweſſung vor bie Weberpr 
fungscommiifton schon ber der Stellung den mögllchſt ausgedehnten Gebrauch machen, 
wozu dieselben ſchon zue Verhütung der nach $ 75 der Juſtruction gegen ſie ſelbſl 
muleitenden Amtshandlung verpflichtet Find, 


Verfonaltien. 


Mafeftät haben dem Archivar fait, Rath Paul Woch er des kek Haus 
Safe und Slaslsarchlves den Titel und Chorakter eines Sectlongrathes tarfrei, und 
dene bisherigen Lıcjiosconcipiften Clemens u. Klin kowſte bm eine Archiparbſtelle 
daſelbſt verliehen. 

St. Majeftät haben die beim Rechuungsdepartement der fätnerifchen bandes. 
wnyberung erlebigte, mit Titel und Charakter eines Megierungsrathed verbundene 
ſpſtemiſtrte Vorftanbäftelle dem Rechnungsralhe diesen Deportenents Joſeph Köhler 


weritebn 


Se. Majeftät haben dem penſionirten Poſtdlrector Fobaun Beugen tarftel 
den Titel und Charakter eines Oberpoftrathes wehen 

Der Reichskanzler hat den Eierkan er, Bellmeklier des t, une Oleneralcın: 
ſulates in Buküreſt Joſeph Bureſch zum Kauzlelactuar daſeſbſt ernannt 

Der Reichskanzler Hal eine beim baus, Hof und Ötunlsarchive erledigte 
Archindconcipiftenftelle dem Archtvsaſpiranten Aufon 1 el verliehen. 

Der Minister des Innern hat den Bezirkshauphnann II. El Johann Rudolph 
Kafperek zum Bezirkshauptmann J. El., und den Stattholtereiſecrelte Miecis(aue 
Ritter v Syezepaneki zum Bezirkshauptmann II. CI. in Galizien ernannt. 

Der Minſſter des Innern hal dle Bezirkshauptmänner II. El. Karl Shin: 
della und Eduard Z inner zu Bezirtshanptmäaneen L El,, dann ven Beziekgcom. 
miſfär nud früheren erften Gomitatscomnilifitt Sarl Khade und den auf eine Stall 
hafterelconeipijtenftelle eingereißten früheren Beztrkavorſteher Joſeph Mitſcha zu 
Bezirkshauptmännern II. El. in Mähren emannt. 


Erledigungen. 


Binangeonciviftenftelle bei der Linzer Binangdirekion mit 700 fl. eventuell 
eiue Finanzeommifſärestele mit 700 fl. bis 2, Auguſt (Amtsbl. Rr. 201.) 

Beſrkecommiſſärsſtelle tn Nieder Oeſterreſch mit 1500 fl eventuel 1000 fl. 
oder 800 fl., bis 28. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 201.) 

Jugemieursftelle IM. El bel der Kriegsmarine mit 1000 fl. Gehalt und 
dem competeulen Quarttergelde, bis 30. Auguſt, (Amtaßbl. Nr. 202.) 

Waurolheſtelle des köhmiſchen Gtaatsbaubienftes mit 2000 fl. Johresgehult. 
bis 10 September. (Umtobl. Nr. 202.) 

Dereinuehmeioftelle belm Pauplzollanme in Linz mit 1400 fl. Gebet 
Naturalquartter oder ken jyſtemmäßtgen Quarttergelde, eventuell dre Dberau 
controlorsſtelle mil 1200 fl. Gehalt, ober die Meagazingverwallereſtelle mit 1000 fl 
Gehalt und Nalhralguartier (eventuell Quamtiergeld), oer eine Oberantsofficials: 
stelle mit 1009 fl. oer 900 fl. Gehalt, bis 12. September. (Alntabl. Nr. 204.) 


tt, 


Dre der k. Wiener Zeitung 


Für den Druck verantwortlich C. Plan, 


